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Bank bekämpft Rekord-Busse 
DEUTSCHE BANK Krumme 
Hypothekengeschäfte in den 
USA könnten den deutschen 
Branchenprimus teuer zu ste-
hen kommen. Die US-Justiz 
fordert 14 Milliarden Dollar. 

CHRISTOPH REICHMUTH, BERLIN
christoph.reichmuth@luzernerzeitung.ch

Einmal mehr wird das grösste deut-
sche Geldinstitut von der Vergangenheit 
schmerzhaft eingeholt. Die US-Regie-
rung verlangt von der Deutschen Bank 
die Rekordsumme von 14 Milliarden 
Dollar (12,5 Milliarden Euro). Mit der 
Strafzahlung soll das Geldinstitut für 
faule Hypothekengeschäfte aus der Zeit 
der Finanzkrise 2008 geradestehen. Das 
Institut soll vor der Finanzkrise beim 
Verkauf von Wertpapieren, die mit Hypo-
theken unterlegt sind, falsche Angaben 
gemacht und die Risiken dieser kom-
plexen Anlagepapiere gegenüber Anle-
gern verharmlost haben, lautet der Vor-
wurf der US-Justiz.

Auch gegen die Credit Suisse und die 
UBS laufen in den USA ähnliche Ver-
fahren wegen des Vorwurfs der Trick-
sereien am US-Immobilienmarkt. Die 
14 Milliarden Dollar wären die höchste 
Strafsumme, die in den Vereinigten 
Staaten jemals gegen eine ausländische 
Bank verhängt wurde.

Gelassene Reaktion
Die angedrohte Mega-Strafe aus den 

USA sorgte bei Experten und in der 
Deutschen Bank für Erstaunen, führte 
aber nicht zu Panik. Es gehöre zur 
gängigen Praxis, dass die US-Justiz in 
solchen Streitfällen mit einer sehr ho-
hen Forderung an die Gegenpartei 
gelangt, heisst es. Das Strafmass wird 
in der Regel noch deutlich nach unten 
verhandelt.

Jüngstes Beispiel hierfür ist der Fall 
Goldman Sachs. Das Institut einigte 
sich im Hypothekenstreit mit dem 
amerikanischen Justizministerium auf 
einen Vergleich in der Höhe von etwa 
5 Milliarden Dollar. Anfänglich legte 
die US-Justiz die Strafe für Goldman 
Sachs auf 15 Milliarden Dollar fest.

«Die Deutsche Bank hat keine Ab-
sicht, die möglichen Forderungen auch 
nur in der Nähe der zitierten Summe 
zu begleichen. Die Verhandlungen be-

ginnen jetzt erst», teilte die Deutsche 
Bank gestern mit. Die Bank erwarte, 
dass die Verhandlungen zu einem ähn-
lichen Ergebnis führen würden wie bei 
vergleichbaren Banken, «die sich auf 
weitaus niedrigere Summen geeinigt 
haben», heisst es weiter. Bei der Deut-
schen Bank rechnete man noch vor 

kurzem mit einer Strafsumme in der 
Höhe von etwa 2,5 Milliarden Dollar.

Ungünstiger Zeitpunkt
Nichtsdestotrotz ist der Zeitpunkt der 

Strafandrohung für die Deutsche Bank, 
die wegen diverser Rechtsstreitigkeiten 
nur schwer aus negativen Schlagzeilen 

herausfindet, denkbar ungünstig. Im 
November wird in den USA ein neuer 
Präsident oder eine neue Präsidentin 
gewählt, der noch amtierende US-Prä-
sident Barack Obama dürfte kein In-
teresse daran haben, sich kurz vor 
seinem Auszug aus dem Weissen Haus 
auf einen Bruchteil der nun gestellten 
Forderung herunterhandeln zu lassen. 
Deutsche-Bank-Chef John Cryan, bis 
zu seinem Eintritt an die Spitze der 
Deutschen Bank im Juli 2015 Finanz-
vorstand der UBS, will alte Rechts-
streitereien möglichst rasch aus der 
Welt schaffen, um grössere Sicherheit 
für Investoren herzustellen. Für Rechts-
kosten hat die Bank 5,5 Milliarden Euro 
zurückgestellt.

Cryan hat schwer mit vergangenen 
Verfehlungen des Bankinstituts zu 
kämpfen. Wegen Missachtung von Sank-
tionen gegen den Iran zahlte das Geld-
haus im letzten November 260 Millionen 
US-Dollar, im Libor-Skandal um mani-
pulierte Referenzzinssätze setzte es 
schon früher Rekordstrafen ab, das Ver-
fahren rund um die Pleite des ehema-
ligen Medienmoguls Leon Kirch gegen 
ehemalige Spitzenmanager der Bank ist 
nicht ausgestanden, da die Staatsanwalt-
schaft gegen das Urteil von April 2016, 
als die (Ex-)Manager und die Bank frei-
gesprochen worden sind, Revision ein-
gelegt hat.

Tausende von Stellen fallen weg
Noch offene Rechtsfälle könnten wei-

tere Millionen verschlucken. Das Jahr 
2015 lief für die Deutsche Bank mise-
rabel, das Institut musste einen Verlust 
von 6,8 Milliarden Euro ausweisen, die 
Aktie ist seit Sommer 2015 von 25 auf 
gestern 12,20 Euro gefallen, beim letzten 
Stresstest der Europäischen Zentralbank 
für 54 Banken hat die Deutsche Bank 
auf Platz 43 schwach abgeschnitten. Die 
Bank baut, um Kosten einsparen zu 
können, Tausende von Stellen ab, 
schliesst 200 Filialen und verkauft ihre 
Tochter, die Postbank.

Die Nachricht der drohenden 14-Mil-
liarden-Strafe aus den USA liess gestern 
den Kurs der Bankaktie um 7 Prozent 
fallen. Der Analyst Jacques-Henri Gau-
lard hält es gegenüber dem Onlinepor-
tal der FAZ für «sehr unwahrscheinlich», 
dass die Deutsche Bank tatsächlich die 
Rekordsumme zu bezahlen hat. Aller-
dings werde die Kursentwicklung der 
Bank unter der Unsicherheit leiden, bis 
die Bank mit der US-Justiz eine Einigung 
erzielt hat.

Die Welt ist klein und eine Frau kein besserer Mensch

Schon als junges Mädchen habe 
ich nie begriffen, warum Männer 
bessere und qualifiziertere Men-
schen sein sollen als Frauen. Ich 

war schon immer ganz selbstverständ-
lich und entspannt emanzipiert und 
hatte die Gewissheit, dass ich – ge-
messen an meinen Fähigkeiten – alles 
kann, was ein Mann auch kann. Und 
ich hätte niemals einen Mann heiraten 
wollen, der diese Ansicht nicht teilt.

Meine erste grosse Förderin war 
meine Gymnasial- und Klassenlehrerin, 
Dora Allgöwer, eine emanzipierte Per-
son, eine Pionierin im Kampf für 
Frauenrechte und eine jener Frauen, 
die nach Ablehnung des Frauen-
stimmrechtes (1959) den Lehrerin-
nenstreik in Basel initiierten. Sie hat 
für mich noch immer Vorbildfunktion, 
denn sie war konsequent. Heute ste-
hen wir wohl vor dem Ereignis, dass 
Hillary Clinton die erste Präsidentin 
der USA sein wird. Kein vernünftiger 
Mensch kann sich ernsthaft wünschen, 
dass Trump triumphiert. Clinton ist 
ohne Zweifel eine gebildete und er-
fahrene Politikerin. Es ist allerdings 
nicht so, dass sie ohne Fehl und Tadel 
wäre. Mich persönlich haben unter 
anderem Geschehnisse um sie, um 
ihren Ehemann Bill und die Clinton 
Foundation schon lange sehr irritiert. 
Wie insbesondere Frau Clinton in ihrer 
Zeit als Aussenministerin mit Interes-
senkonflikten umgegangen ist, erach-
te ich als inakzeptabel. Vom Gemahl 
ist nichts Besseres zu erwarten gewe-

sen. Die Entgegennahme von Spenden 
vor allem in dieser Zeit hat einen 
fauligen Geruch, der an den Sumpf von 
Bestechlichkeit erinnert. Und trotzdem 
ist Hillary Clinton (leider) die bessere 
Wahl – auch wenn ich mir wünschte, 
eine Frau wie Elizabeth Warren, die 
demokratische Senatorin der Staates 
Massachusetts, stünde zur Verfügung – 
sie hätte sich auf lusche Aktionen wie 
die der Clintons niemals eingelassen.

Damit will ich sagen, dass 
Frauen auch nicht per se bes-
sere Menschen sind. Es gibt 
immer wieder Stimmen, die das 
behaupten und mit Aussagen 
verbinden, dass dieses oder 

jenes Ereignis nicht eingetreten 
wäre, wenn man nur Frauen 

hätte wirken lassen. Wenn es um 
eigene Vorteile geht, verhalten sich 
nämlich nicht nur Männer oppor-
tunistisch. Integrität hat nichts mit 
dem Geschlecht zu tun.

Ein Beispiel, das mich befrem-
det hat: Auf einer kürzlichen Rei-
se in Uganda zu den Berggorillas 
sassen wir am Abend an einem 
grossen Tisch in einer Lodge. Mit 
uns unter anderem ein Paar mit 
zwei Töchtern. Üblicher Small 

Talk – woher man kommt, was man 
auf der Reise so macht. Als wir sagen, 
wir seien Schweizer aus Basel, antwor-
tet der Mann unverzüglich: Sie seien 
aus London, und seine Frau sei Ver-
waltungsrätin eines börsenkotierten 
Schweizer Unternehmens mit Sitz in 
Basel. Sie ergänzt auf der Stelle (und 
eigentlich unnötig: wen interessiert das 
auf einer Reise in Afrika, niemand sonst 
erwähnte solches): Ja, und sie sei im 
Audit Committee der wunderbaren, 
mehrheitlich in Familienbesitz befind-
lichen Unternehmung (was alles 
stimmt, ich hab es überprüft). Schliess-
lich die Töchter, 13 und 15 Jahre alt. 
Sie plaudert weiter: Es sei blöd, dass 
es Kindern erst ab 15 Jahren erlaubt 
sei, zu den Berggorillas zu wandern. 
Sie hätte trotz der Altersvorgabe für die 
jüngere Tochter ein Permit gekauft, 
vielleicht liesse sich ja trotzdem etwas 
machen. Es werde aber schwierig, weil 
sie nun erfahren hätten, dass man noch 
einen Ausweis vorlegen müsse. Das 
heisst ohne weiteres: Sie hätte die Toch
ter als älter ausgegeben, um den Zugang 
zu den Tieren zu erhalten. Es war allein 
die zusätzliche Kontrolle, die ein Hin-
dernis bildete. Nicht nur wir waren 
gespannt, was sich ergeben würde.

Ich will nicht unterstellen, die Dame 
hätte daran gedacht, mit Geld etwas zu 
bewegen. Allerdings: Uganda ist auf 
Rang 139 im Korruptionsindex von 
Transparency International (der Index 
umfasst 167 Nationen) und ein ver-
armtes Land. Ich weiss nicht, was sie 

konkret sich vorstellte, wie das gehen 
sollte. Allerdings erachte ich schon die 
Idee, die klaren, ihr bekannten und pu
blizierten Regeln zu umgehen, als un-
geheuerlich: Uganda kämpft nach wie 
vor um die Demokratie und versucht, 
der wachsenden Korruption Herr zu 
werden. Im Gegensatz zu früher, als 
Vorteile und Schmiergelder einigen 
wenigen öffentlichen Funktionären zu-
kamen, ist aktuell in Uganda eine noch 
schlimmere Form der Korruption ge-
wachsen: Man spricht von einer «Grand 
Syndicated Corruption», die sich bes-
tens organisiert und unter anderem 
dadurch auszeichnet, dass die Kontrol-
len umgangen werden und ein Netz-
werk von korrupten Beamten und Ex-
ponenten des privaten Sektors zusam-
menarbeitet.

Man dürfte annehmen, dass eine so 
exponierte Frau der Wirtschaft mit 
minimalem Unrechtsbewusstsein, mit 
Sensibilität und Verantwortungsgefühl 
davon absehen würde, die schwachen 
Strukturen eines Landes wie Uganda 
auszunutzen zu versuchen. Leider 
nicht. 

Der Trost ist: Der Versuch blieb ohne 
Erfolg. Die Tochter blieb und wartete 
im Camp.
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Unilever streicht 
100 Stellen 
SCHAFFHAUSEN sda. Der nieder-
ländische Konsumgüterkonzern Uni-
lever greift in der Schweiz erneut zum 
Rotstift. In Schaffhausen werden 100 
Arbeitsplätze abgebaut. Das wäre jede 
dritte Stelle dort, wie Unilever-Sprecher 
Konstantin Bark gestern zu einer ent-
sprechenden Meldung des Lokalradios 
Munot sagte. Betroffen sei die Logistik-
abteilung, die nach Rotterdam verlegt 
werde. Die betroffenen Mitarbeiter 
seien am Vortag informiert worden.

«Viele Expats betroffen»
Der Abbau werde bis zum nächsten 

Sommer umgesetzt. Man gehe jetzt 
in die Einzelgespräche mit den Mit-
arbeitern, unter denen viele Expats 
seien, die internationale Arbeitsver-
träge hätten. Es würden sozialverträg-
liche Lösungen gesucht. «Wir gehen 
davon aus, dass ein Teil der betrof-
fenen Angestellten nach Rotterdam 
wechselt», sagte Bark. Der Standort 
Schaffhausen bleibe trotz der Stellen-
verlagerung mit erhalten. Es würden 
künftig 200 Personen beschäftigt. 
Nicht betroffen ist der Standort in 
Thayngen SH, von dem aus das 
Schweizer Geschäft gesteuert wird. 
Für das Schweizer Geschäft arbeiten 
1100 Personen. Bereits 2015 hatte 
Unilever am Standort Schaffhausen 
70 Stellen abgebaut. Diese wurden 
ins Ausland verlagert, unter anderem 
nach Asien und Amerika.

Syngenta schafft 
20 neue Stellen 
KAISTEN sda. Der Agrochemiekon-
zern Syngenta hat einen 120-Millio-
nen-Franken teuren Kapazitätsausbau 
in der Produktionsanlage im aargau-
ischen Kaisten abgeschlossen. Es wer-
den 20 neue Arbeitsplätze geschaffen. 
Die Investition sei ein «langfristiges 
Bekenntnis zum Standort Schweiz», 
schreibt Syngenta. Und: Der Ausbau 
sei Teil eines umfassenden Plans, der 
zwischen 2007 und 2017 Investitionen 
in Höhe von mehr als 800 Millionen 
Franken vorsehe. Das Werk in Kaisten 
ist seit 1971 in Betrieb und zählt laut 
Syngenta zu den branchenweit füh-
renden Produktionsstätten für einen 
wichtigen Pflanzenschutzwirkstoff.

Dunkle Wolken über dem Hauptsitz 
der Deutschen Bank in Frankfurt.
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